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• Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten – EMRK (1950)
Art. 3
Verbot der grausamen und unmenschlichen Strafe
Art. 5

Recht auf persönliche Freiheit
Art. 8
Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens (garantiert 
Kontakte des Gefangenen mit der Außenwelt)
Art. 25 
Individualbeschwerde zum Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (nach Erschöpfung des nationalen Rechtswegs)
���� Damit auch justiziabel!

Grenzen der Strafe (1)
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• Europäisches Übereinkommen zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher und erniedrigender Behandlung und Strafe (1987)

Zielsetzung:

• Prävention von Folter, unmenschlicher und erniedrigender 
Behandlung   von Personen in Freiheitsentzug

Anti-Folter-Kommission (CPT):

• Recht auf Zutritt zu allen durch die Konvention erfassten 
Einrichtungen freiheitsentziehender Art 
(Strafvollzugsanstalten, Psychiatrische Einrichtungen, 
Polizeigewahrsam etc.)

• Recht, ohne Einschränkungen mit Insassen zu sprechen

Grenzen der Strafe (1)
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• Europäisches Übereinkommen zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher und erniedrigender Behandlung und Strafe (1987)

Aufgabe:

• Feststellung der tatsächlichen Situation auf dem Gebiet des 
Freiheitsentzugs

• Dokumentation der Feststellungen

• Empfehlungen an Regierungen 

Prüfungsmaßstäbe: 

• Art. 3 EMRK

• Europäische Strafvollzugsgrundsätze

Die Aufgabe besteht nicht in der Rechtsanwendung, d.h. der 
Überprüfung von Einzelfällen oder der Feststellung von 
Menschenrechtsverletzungen im Einzelfall

Grenzen der Strafe (1)
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• Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe
(28. April 1983)

Art. 1 Abschaffung der Todesstrafe
Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf zu dieser Strafe 
verurteilt oder hingerichtet werden.

Art. 2 Todesstrafe in Kriegszeiten
Ein Staat kann in seinem Recht die Todesstrafe für Taten 
vorsehen, die in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr 
begangen werden; diese Strafe darf nur in den Fällen, die im Recht 
vorgesehen sind, und in Übereinstimmung mit dessen 
Bestimmungen angewendet werden.

Exkurs: Todesstrafe
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• Protokoll Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todes-
strafe (3. Mai 2002)

Die Mitgliedstaaten des Europarats, die dieses Protokoll 
unterzeichnen, in der Überzeugung, dass in einer demokratischen 
Gesellschaft das Recht jedes Menschen auf Leben einen 
Grundwert darstellt und die Abschaffung der Todesstrafe für den 
Schutz dieses Rechts und für die volle Anerkennung der allen 
Menschen innewohnenden Würde von wesentlicher Bedeutung ist 
…entschlossen, den letzten Schritt zu tun, um die Todesstrafe 
vollständig abzuschaffen, haben Folgendes vereinbart:

Art. 1
Die Todesstrafe ist abgeschafft. Niemand darf zu dieser Strafe 
verurteilt oder hingerichtet werden.

Exkurs: Todesstrafe
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EGMR und die Todesstrafe

• Soering gg. Vereinigtes Königreich vom 7.7.1989, Serie A Nr. 161

• Loizidou gg. Türkei vom 23.3.1995, Serie A Nr. 310: 

� Keine Auslieferung 

� Ausliefernder Staat trägt (Mit-) Verantwortung für 
Einhaltung des Art. 2 und 3 EMRK im Empfängerstaat

• Öcalan gg. Türkei vom 12.3.2003 und 12.5.2005, Nr. 46221/99:

� Art. 3 ist auch verletzt, wenn die Todesstrafe nur
'theoretisch' verhängt wird, d.h. aufgrund eines
Moratoriums regelmäßig nicht vollstreckt und stattdessen
in eine lebenslange Freiheitsstrafe umgewandelt wird

� Unsicherheit ist nicht zumutbare seelische Qual

� Insbes. bei vorherigem Verstoß gegen fair trial (Art. 6)
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Einstellungen zur Todesstrafe
in Deutschland
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Einstellungen zur Todesstrafe
in den USA

Quelle: www.gallup.com/poll/1606/Death-Penalty.aspx
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Einstellungen zur Todesstrafe
in den USA

Quelle: www.gallup.com/poll/1606/Death-Penalty.aspx
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Grenzen der Strafe (1)

• EU-Grundrechtecharta vom Dezember 2000
ABl. C 346/1 (vom 18.12.2000)
erneut proklamiert im Dezember 2007 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2000:
364:0001:0022:DE:PDF
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Grenzen der Strafe (1)
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Grenzen der Strafe (1)
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Grenzen der Strafe (1)
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Grenzen der Strafe (1)
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• Verfassungsrechtlicher Rahmen in Deutschland
• Grundgesetz
• Rechtsprechung des BVerfG

Grenzen der Strafe (2)
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Grundgesetz und Strafsanktionen

• Art. 1 – Menschenwürde 

• Art. 2 – Allgemeines Freiheitsrecht, Recht auf Leben und 
Persönlichkeitsrecht

• Art. 3 – Gleichbehandlungsgrundsatz (insb. Strafzumessung)

• Art. 6 – Familie 

• Art. 12 – Berufsfreiheit, Verbot der Zwangsarbeit

• Art. 14 – Eigentumsrecht 

• Justizgrundrechte

• Verhältnismäßigkeitsgrundsatz

• Rechts- und Sozialstaatsprinzip

• Art. 102
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Menschenwürde und langer Freiheits-
entzug

• Leitentscheidung: BVerfGE 45, S. 187 ff.
• Vorlage einer Strafkammer, die die Verhängung einer 

lebenslangen Freiheitsstrafe für verfassungswidrig hielt
• Ausgangspunkt:

• Die lebenslange Freiheitsstrafe verstößt grds. gegen die 
Menschenwürde

» Haftschäden

» Persönlichkeitswandel und Persönlichkeitszer-
störung

• Vereinbarkeit der lebenslangen Freiheitsstrafe mit der 
Verfassung und dem Prinzip der Menschenwürde nur unter 
verfassungskonformen Vollzugsbedingungen
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Verfassungskonformer Vollzug

• Behandlungsvollzug und die Chance auf Wiedereingliederung 
sowie die Vermeidung von Haftschäden

• Jeder Gefangene muss die Chance auf Wiederein-
gliederung in die Gesellschaft haben

• Das gilt grundsätzlich auch für Lebenslängliche

• Der Kern der Menschenwürde wäre getroffen, wenn ein 
Mensch jegliche Hoffnung auf ein Leben in Freiheit 
aufgeben müsste

• Menschenbild des GG: der freie Mensch

• Einschränkung: Gefährliche Straftäter
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• Menschenwürde und Sozialstaatsprinzip als Grundlage für die 
Ausgestaltung des Strafvollzugs

• Zentrale Aussagen:
• Aus Art. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG ergibt sich ein individuel-

ler Anspruch auf einen an (Re-) Sozialisierung und die 
Chance auf Wiedereingliederung ausgerichteten Vollzug 
der Freiheitsstrafe

• Das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG) verpflichtet den 
Staat, die notwendigen Ressourcen zur Realisierung von 
Sozialisierungsbemühungen zur Verfügung zu stellen

• Konsequenz: Resozialisierung ist nicht nur einfachgesetzlich 
geregeltes Vollzugsziel (vgl. § 2 StVollzG), sondern verfassungs-
rechtlich vorgegebene Vollzugszielbestimmung

• ständige Rspr., vgl. BVerfGE 35, S. 202 ff.; 45, S. 187 ff.; 74, S. 
102 ff.; 98, S. 169 ff.; 116, S. 69 ff. u. zuletzt 2 BvR 2132/05 vom 
25.9.2006 (NStZ-RR 2008, S. 60)

Verfassungskonformer Vollzug
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• Das Rechtsstaatsprinzip erfordert darüber hinaus eine Verrecht-
lichung der Entlassungspraxis

• Gnadenpraxis reicht nicht aus

• Vermeidung von Ungleichbehandlung und Herstellung von 
Rechtssicherheit

• Einführung des § 57a StGB (20. StÄndG 1981)

Rechtsstaatsprinzip und langer Frei-
heitsentzug
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Auslegung des § 57a StGB

• Besondere Schwere der Schuld
• Erfordert Festlegung durch das erkennende Gericht

(BVerfGE 86, S. 288 ff.)

• Maßstab: 
• eine wesentlich ins Gewicht fallende Schuldsteigerung 

(BGHSt 39, S. 211 ff.; beachte auch BGH, NStZ-RR
1997, S. 42)

• Rechtssicherheit und Konkretisierung der Entlassungschance
• § 454 Abs. 1 Nr. 2b StPO

• Deshalb in der Praxis 3 Freiheitsstrafenbereiche:
• ca. 15 Jahre
• ca. 20 Jahre
• (bis zu) Lebenslänglich bei Gefährlichkeit
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Verhältnismäßigkeit

• Weitere Forderung des BVerfG: Verhältnismäßigkeit der 
Strafandrohung (BVerfGE 45, S. 187 ff.)

• Dies wäre bei einer Androhung der absoluten Strafe ohne 
Korrekturmöglichkeit im Einzelfall nicht erfüllt 

– Gefahr eines Konflikts mit dem verfassungsrechtlich 
gesicherten Schuldprinzip, weil dem Strafrichter eine 
Abmessung der Strafe an den Einzelheiten von Unrecht 
und Schuld nicht eröffnet wäre

– verfassungskonforme Auslegung erforderlich, damit 
sichergestellt ist, dass auch in Grenzfällen keine 
unverhältnismäßigen, dem Unrecht und der Schuld nicht 
angemessene Strafen verhängt werden
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• Zwei mögliche Ansatzpunkte:

• Enge Auslegung des Mordtatbestandes

oder:

• Strafmilderung und Verhängung zeitiger Freiheitsstrafe 
analog § 49 Abs. 1 Nr. 1 StGB

• Lösung des BGH:

• Rechtsfolgenlösung (BGHSt 30, S. 105 ff.)

• Nur bei außergewöhnlichen Umständen
(vgl. S-S-Eser, § 211 Rn. 10a/b, 57)

Verhältnismäßigkeit


